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Offenlegung von Beweismitteln 

§ 37j. (1) In Verfahren, die Ersatzansprüche aus einer Wettbewerbsrechtsverletzung zum 
Gegenstand haben, reicht es aus, wenn die Klage zumindest soweit substanziiert ist, als diejenigen 
Tatsachen und Beweismittel enthalten sind, die dem Kläger mit zumutbarem Aufwand zugänglich sind 
und die die Plausibilität eines Schadenersatzanspruchs ausreichend stützen. 

(2) Auf begründeten Antrag einer Partei kann das Gericht in Verfahren nach Abs. 1 der Gegenpartei 
oder einem Dritten nach ihrer Anhörung auftragen, Beweismittel offenzulegen, die sich in ihrer 
Verfügungsgewalt befinden, einschließlich solcher Beweismittel, die vertrauliche Informationen 
enthalten, wenn die Offenlegung unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen aller Parteien und 
der betroffenen Dritten verhältnismäßig ist. Auch ein Dritter, von dem Offenlegung begehrt wird, kann 
gemäß § 307 Abs. 1 ZPO vom Gericht vernommen werden. 

(3) Der Kläger oder der Beklagte muss Beweismittel oder relevante Kategorien von Beweismitteln, 
deren Offenlegung nach Abs. 2 begehrt wird, so genau und so präzise wie möglich abgrenzen, wie dies 
auf der Grundlage der mit zumutbarem Aufwand zugänglichen Tatsachen möglich ist. 

(4) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit im Sinn des Abs. 2 sind die berechtigten Interessen aller 
Parteien und betroffenen Dritten gegeneinander abzuwägen; insbesondere ist zu berücksichtigen, 

 1. inwieweit das Vorbringen der Parteien durch zugängliche Tatsachen und Beweismittel gestützt 
wird, die den Antrag auf Offenlegung von Beweismitteln rechtfertigen; 

 2. welcher Umfang und welche Kosten mit der Offenlegung, insbesondere für betroffene Dritte, 
verbunden sind, wobei eine nicht gezielte Suche nach Informationen, die für die 
Verfahrensbeteiligten wahrscheinlich nicht relevant sind, verhindert werden sollte, und 

 3. ob die offenzulegenden Beweismittel vertrauliche Informationen — insbesondere über Dritte — 
enthalten und welche Vorkehrungen zum Schutz dieser vertraulichen Informationen bestehen. 
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(5) Das Interesse von Unternehmern, Schadenersatzklagen aufgrund von 
Wettbewerbsrechtsverletzungen zu vermeiden, ist nicht schutzwürdig und im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung unbeachtet zu lassen. 

(6) Das Gericht hat wirksame Maßnahmen für den Schutz vertraulicher Informationen anzuordnen; 
dabei kann es insbesondere 

 1. die Vorlage eines von vertraulichen Informationen bereinigten Auszugs eines Dokuments 
anordnen, 

 2. die Öffentlichkeit von der Verhandlung ausschließen, 

 3. bis auf die Parteien und ihre Vertreter den Personenkreis beschränken, der von den 
Beweismitteln Kenntnis erlangen darf, soweit dadurch nicht die Parteienrechte ungebührlich 
eingeschränkt werden, oder 

 4. einen Sachverständigen anweisen, eine Zusammenfassung vorzulegen, die keine vertraulichen 
Informationen enthält. 

(7) Der zur Offenlegung eines Beweismittels Verpflichtete kann verlangen, dass bestimmte, einzeln 
bezeichnete Beweismittel wegen einer gesetzlich anerkannten Verschwiegenheitspflicht oder eines ihm 
zustehenden Rechts zur Verweigerung der Aussage gemäß § 157 Abs. 1 Z 2 bis 5 StPO nur gegenüber 
dem Gericht offengelegt werden. In diesem Fall hat das Gericht nach Sichtung der Beweismittel ohne 
Beteiligung der Parteien mit Beschluss zu entscheiden, ob sie auch der die Offenlegung begehrenden 
Partei gegenüber offengelegt werden. 

(8) Die Entscheidung, die die Offenlegung anordnet, kann von dem zur Offenlegung Verpflichteten 
angefochten werden. Die Verweigerung der Offenlegung kann erst mit der Endentscheidung von der die 
Offenlegung begehrenden Partei angefochten werden. 

(9) Ein Beschluss nach Abs. 2 ist nach seiner Rechtskraft vollstreckbar. Für die Durchsetzung eines 
solchen Beschlusses gilt § 79 AußStrG sinngemäß. 
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